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6. Februar 1923 - 39 - Motion Brügger

Uebereinstimmung mit dem französischen Text.
Der Nationalrat hat seinerseits dieser Streichung auf
Vorschlag der Redaktionskommission bereits bei-
gepflichtet. Ich beantrage Ihnen, dies, auch zu tun
und empfehle, die Vorlage dann in der Schlussab-
stimmung gutzuheissen.

Angenommen; — Adopté.

Schlussabstimmung. — Votatimi finale.
Für Annahme des Gesetzentwurfes 28 Stimmen

(Einstimmigkeit)

An den Nationalrat.
(Au Conseil national.)

#ST# Nachmittagssitzung vom 6. Februar 1923.
Séance de relevée du 6 février 1923.

Vorsitz: — Présidence: Hr. Simon, Vizepräs.

1685. Motion Brügger.
Motion Brügger,

Motion Brügger
vom 6. Dezember 1922. •

Der Bundesrat wolle prüfen und berichten, ob
und wie dem Missbrauch des Initiativrechtes zu
steuern wäre.

Mitunterzeichner: Huber (Uri), Muheim, Räber,
Savoy, Winiger.

Motion Brügger
du 6 décembre 1922.

Le Conseil fédéral est prié de faire, après étude,
rapport sur la question suivante: Y a-t-il lieu de
prendre des mesures contre l'abus du droit d'initia-
tive et quelles pourraient être ces mesures.

Cosignataires: Huber (Uri), Muheim, Räber, Savoy,
Winiger.

M. le Président: La présidence a été saisie d'une
proposition de faire sténographier les débats sur la
motion Brügger conformément à l'art. 17 de la -loi
sur les rapports entre les Conseils de la Confédération.
Cette proposition n'ayant pas été combattue, il en
sera procédé ainsi.

Brügger: Die Motion vom 6. Dezember 1922 im
Ständerat läutet:

«Der Bundesrat wolle prüfen und berichten,
ob und wie dem Missbrauch des Initiativrechtes
zu steuern wäre. »

Eine ähnliche Motion Maillefer vom 8. Dezember
1922 im Nationalrat lautet:

. «Der Bundesrat wird eingeladen, den eidge-
nössischen Räten innert kürzester Frist Bericht
und Antrag über die Revision des Art. 121 der
Bundesverfassung einzubringen zwecks Ausschal-
tung missbräuchlicher Ausübung des Initiativ-
rechtes. »

, i

I. Zweck beider Motionen scheint der 'gleiche zu
sein: Verhinderung von Missbrauch, nur das, ohne
Minderung und ohne Beschränkung des Initiativ-
rechtes selber. Jedenfalls ist nur das die Meinung
und Absicht der Motionäre im Standerat.

Ein Versuch, das Initiativrecht selber zu be-
schneiden oder gar abzuschaffen, wäre innerlich und
an sich ein Unrecht an unserem urteilsreifen selbst-
bestimmungsfähigen Volke. Es wäre auch ein tö-
richter Versuch, weil er mit elementarer Wucht vom
Volke zurückgewiesen würde.

Das Initiativrecht ist seinem innern Wesen nach
das primäre Recht des Volkes, die Gesetzgebung
direkt in eigene Hand zu nehmen, unter ganzer oder
teilweiser Ausschaltung der sonst für die gesetzge-
berische Tätigkeit eingesetzten Behörden.

In der Republik liegt das- Gesetzgebungsrecht
primär beim Volke selbst. Dasselbe lässt aber dieses
Recht durch von ihm hierzu bestellte besondere Be-
hörden ausüben, unter bestimmten Voraussetzungen
und Vorschriften. Das Gesetzgebungsrecht der Be-
hörden ist also ein vom Volksauftrag abgeleitetes, ein
delegiertes, und die Volksinitiative ist dann im Einzel-
falle eine Aufhebung dieser Gesetzgebungsdelegation
und die direkte Gesetzgebung durch das Volk selber.

So aufgefasst ist das Initiativrecht also nichts
anderes als der Vorbehalt des ursprünglichen primären
direkten Gesetzgebungsrechtes des Volkes selber, sei
es bloss für das Gebiet des eigentlichen Verfassungs-
rechtes, sei es für das gesamte Rechtsgebiet über-
haupt.

II. Das Initiativrecht ist daheim in der Bundes-
verfassung und in den Verfassungen fast aller Kantone,
nur deren sechs noch ausgenommen.

Die Bundesverfassungen von 1848 und 1874
kannten nur das Initiativrecht für eine Totalrevision
der Bundesverfassung. Am 5. Juli 1891 wurde das
Initiativrecht auch' auf eine Partialrevision ausge-
dehnt. Das kann nun zu dem Missbrauch führen,
dass auf dem Wege der Partialrevision der Bundes-
verfassung Bestimmungen in dieselbe hineinkamen,
die mit dem Grundgesetz eines Staates absolut nichts
zu tun haben. So zum Beispiel das Schächtverbot,
Art. 25 bis der Bundesverfassung vom 20. Ausust
1893. -

Selbstverständlich sind es vorab die Landsgemeinde-
kantone, die das primäre, direkte, uneingeschränkte
Gesetzgebungsrecht des Volkes ^us den früheren
Zeiten und deren einfachen Verhältnissen sich erhalten
haben, und zwar für das Gebiet des Verfassungs-
rechtes wie für das ganze Rechtsgebiet überhaupt.

Die ändern Kantone, deren Verfassungen und
Staatsformen teilweise aus ändern Verhältnissen her-
vorgegangen und durchgegangen sind, haben das
Initiativrecht in ihre neuern Verfassungen wieder auf-
genommen. . Abschaffung des Initiativrechtes oder
auch nur eine wesentliche Beschränkung desselben
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1951 

Ubersicht 
der 

Verhandlungen der Bundesversammlung 

Herbstsession 1951 
(20. Tagung der 33. Legislaturperiode) 

Vom Montag den 17. September bis Mittwoch den 3. Oktober 1951 
Sitzungen des Nationalrates : 17., 18., 19., 20. (II), 21., 24., 25., 26. (II), 27. (II), 28. September, 1., 2. (II) und 3. Oktober 

(17 Sitzungen). 
Sitzungen des Ständerates : 17., 18., 19., 20., 21., 25., 26. (II), 27., 28. September, 1., 2. und 3. Oktober (13 Sitzungen)< 

' Sitzung der Vereinigten Bundesversammlung : 27. September. 

Kurze Übersicht 
Zeichen-Erklärung 1 Die ersten Zahlen « Ordnungsnummern für die Session. Zahlen in Klammern 

N — behandelt Tom Natlonalrat. S = behandelt vom Ständerat. n — Erstbehandlung beim Natlonalrat. 
Geschäfte, x — erledigt. 

fortlaufende Kontrollnummem der Geschäfte. 
*= Erstbehandlung beim Ständerat. * =* Neue 

1. Wahlen in die gesetzgebenden Räte. 
a) Nationalrat. Wahlprüfung. 

. b) Ständerat. Mitteilungen der Kantone. 
2. Nationalrat. Ersatzwahlen in ständige Kommis-

sionen. 
3. Ständerat. Ersatzwahlen in ständige Kommis-

sionen. 
4. Bundesgericht. Wahl von zwei Bundesrichtern. 
5. (4697) Gleichmässige Steuereinsehätzung. Ini-

tiative des Kantons Zürich. 
6. (5034) Totalrevision der Bundesverfassung. Ini-

tiative des Kantons Basel-Stadt. 
7. (5518) Sanierung der bernischen Privatbahnen. 

Initiative des Kantons Bern. 
8. (5686) Entschädigung der gesetzlichen -Feier-

tage. Initiative des Kantons Genf. 
9. (6108) s Volksabstimmung vom 8. Juli 1951 be-

treffend das Volksbegehren für die Heran-
ziehung der öffentlichen Unternehmun-
gen zu einem Beitrag an die Kosten 
der Landesverteidigung. Erwahrung. 

Politisches Departement 

10. (4983) s Organisation der Bundesverwaltung. Ab-
änderung des Bundesgesetzes. 

11. (5667) n Universitätsinstitut für höhere inter-
nationale Studien. Bundesbeitrag. 

X 12. (6078) n Grenzbereinigung. Abkommen mit Ita-
lien. 

X 13. (6106) s Internationale Bank für Wiederaufbau 
und Förderung der Wirtschaft. Recht-
liche Stellung. 

14. (6112) n Internationales Erziehungsamt. Beitrag. 
X * (6113) n Zentralstelle für Kriegsgefangene, Genf. 

Weltpostverein, Bern. Gebäude. 
* (6129) s Internationale Hilfswerke. Fortsetzung. 

Departement des Innern 

15. (6034) s Betäubungsmittelgesetz. Abänderung. 
16. (6040) s Lawinenschutz. 
17. (6044) s Wasserbaupolizeigesetz. Ergänzung. 
18. (6087) n Versuchsanlage für Wasserversorgung, 

Abwasserreinigung und Gewässerschutz. 
19. (6105) s Forstpolizeigesetz. Abänderung und Er-

gänzung. 
* (6130) n Nationalfonds zur Förderung der wissen-

schaftlichen Forschung. Bundesbeitrag. 
* (6131) s Gewässerverbauungen. Bundesbeiträge. 
* (6138) s Unwetterschäden. Wiedergutmachung. 

Justiz- and Polizeidepartement 

N 20. (4016) n Urheberrecht an Werken der Literaturund 
Kunst, Abänderung des Bundesgesetzes 
zur Verlängerung der Schutzdauer. 

n Stimmabgabe der Aufenthalter. 
n Patentgesetz. Abänderimg. 
n Landwirtschaftsgesetz. 
n Abstimmungsvorlagen. Erläuterung. 
n Frauenstimmrecht. 

NS 21. (5282) 
22. (5822) 

X 23. (5928) 
NS 24. (5971) 
X 25. (5996) 
N 26. (6088) n Schweizerbürgerrecht. Erwerb und Ver-

lust. 
X 27. (6107) s Verfassimg Zürich. Gewährleistung. 

* (6132) n Pressefreiheit. Revision des Art. 55 der 
Bundesverfassung. 

Militärdepartement 

X 28. (6012) n Waffenplätze. Erweiterung, Ausbau und 
Erwerb. 

SN 29. (6035) s Luftschutzräume. 

XXXIII — 20 
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6. S it zung 6e Séance 

Montag den 25. Oktober 1937, um 18 Uhr. 

Lundi le 25 octobre 1937, à 18 h. - 

Präsident = président : Hr. Troillet. 

Mitglieder = membres : anwesend = présents: 175« 

abwesend = absents : 12. 

Mit Entschuldigung = excusés: HH. Burri, Duft, Fischer, 

Hauser, Mûri, Nietlispach, Vallotton, Widmer-Winterthur. 

Ohne Entschuldigung = non excusés: HH. Rosselet, Husca-Locarno, 

Strässle, Wunderli. 

Ein Mandat ist vakant. 

Un siège est vacant. • 

Tagesordnung . • Ordre du .jour 

32/3560 n Fiskalnotrecht. Verlängerung. (Differenzen). 

Programmes financiers. Prorogation (divergences). 

5/3552 s Schweizerische Filmkammer. Bundesbeschluss. 

Chambre suisse du cinéma, Arrêté fédéral. 

Mit Schreiben gleichen Tages kündigt der Bundesrat die be¬ 

vorstehende Einbringung eines neuen Geschäftes an: 

"Sicherstellung der Landesversorgung. Bundesgesetz." 

Auf Antrag des Präsidenten wird die Priorität für 

dieses Geschäft dem Nationalrat zugeteilt und die Mitglieder¬ 

zahl der Kommission auf 15 festgesetzt. 

Dem Ständerat wird die Priorität zugeteilt für das Ge¬ 

schäft "Verfassung Aargau"; die Mitgliederzahl der national- 

rätlichen Kommission wird auf 5 festgesetzt. 

An den Ständerat wegen der Priorität. 

An das Bureau für die Kommissionen. 
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� ([WUDKLHUXQJV�6RIWZDUH

:LU HQWZLFNHOQ HLQH QHXH 6RIWZDUH XP 7H[WSDUD�
JUDSKHQ LQ 3')V ]X NODVVLIL]LHUHQ
$XVHLQDQGHUKDOWHQ YRQ 7LWHOQ �GXQNHOEODX�� 5HGHQ
�URW�� 9RWHQ �SLQN� XQG $QWU¦JHQ �JU¾Q�� HWF�

� $XIEDX HLQHU 5HODWLRQDOHQ 'DWHQEDQN

:LU YHUOLQNHQ 3DUODPHQWDULHU,QQHQ PLW LKUHQ $QWU¦�
JHQ XQG 5HGHQ
:LU YHUIROJHQ �QGHUXQJHQ DQ *HVHW]HVHQWZ¾UIHQ
:LU JUXSSLHUHQ *HVFK¦IWH QDFK 7KHPHQJHELHWH
:LU YHUOLQNHQ 1HQQXQJHQ YRQ 3DUODPHQWDULHU,QQHQ
RGHU *HVFK¦IWHQ LQ 5HGHQ
'DWHQEDQN� QHR�M
(QWK¦OW (QWLW¦WHQ� $WWULEXWH� %H]LHKXQJHQ
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